
— in sonstigen Fällen, in denen sich der Staatsanwalt bei 
der Leitung des Ermittlungsverfahrens Maßnahmen der 
Gesetzlichkeitsaufsicht vorbehält.

Diese Erfahrungen aus dem Kreis Stendal wurden allen 
Kreisstaatsanwälten vermittelt, wobei betont wurde, daß 
es sich hier um eine Orientierung handelt, die sich keines­
falls schematisch auf jeden anderen Kreis übertragen 
läßt.
Inzwischen werden in allen Kreisen die unmittelbaren Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen der Straftaten 
zunehmend besser herausgearbeitet und zielgerichtete, mit 
dem Untersuchungsorgan abgestimmte Maßnahmen zu 
ihrer Beseitigung ergriffen. Folgende Ergebnisse wurden 
erreicht:
1. Bei allen Staatsanwälten besteht Klarheit über die Be­
deutung der Gesetzlichkeitsaufsicht für die Kriminalitäts­
bekämpfung und -Vorbeugung. Es wurde der Standpunkt 
gefestigt, daß Konzentration der Kräfte und differenzierter 
Einsatz der spezifischen rechtlichen Mittel erfordern, daß 
jeder Staatsanwalt seine Verantwortung für die strikte 
Einhaltung der Gesetzlichkeit konsequent und wirksam 
wahrnimmt. Die gelegentlich anzutreffende Auffassung, 
daß die Gesetzlichkeitsaufsicht Sache des Kreisstaatsan­
walts sei, wurde überwunden.
2. Die Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht werden in 
stärkerem Maße als früher dazu genutzt, um die Bewe­
gung der Werktätigen in den Betrieben für die Durchset­
zung vorbildlicher Ordnung, Disziplin und Sicherheit wirk­
sam zu unterstützen. Die Staatsanwälte unterbreiten den 
Kollektiven der Werktätigen Vorschläge, wie sie an der 
Beseitigung von Gesetzesverletzungen mitwirken kön­
nen.
3. Systematische Schulungen zur Qualität der Aufsichtsakte 
und zur besseren Anleitung des Ermittlungsverfahrens hel­
fen den Staatsanwälten, die im Ermittlungsverfahren gege­
benen Möglichkeiten für die Gesetzlichkeitsaufsicht zu nut­
zen.
In der Zusammenarbeit der Staatsanwälte mit den Un­
tersuchungsorganen haben sich insbesondere folgende Me­
thoden als vorteilhaft erwiesen:
Die Kreisstaatsanwälte nutzen die regelmäßig stattfinden­
den Beratungen mit den Leitern der Untersuchungsorgane, 
um hier grundsätzliche Fragen der Herausarbeitung der 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen von Straftaten 
sowie grundsätzliche Fragen der Wirksamkeit der Maß­
nahmen zu ihrer Beseitigung zu erörtern.
Die Herausarbeitung der Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen und die Entscheidung darüber, ob zu ihrer 
Beseitigung das Untersuchungsorgan oder der Staatsan­
walt Maßnahmen einleitet, sind hingegen Bestandteil der 
ständigen Anleitung und Kontrolle des Ermittlungsverfah­
rens durch den Staatsanwalt. In der Regel geschieht das im 
Rahmen der operativen Anleitung, die in der Mehrzahl der 
Kreise wöchentlich einmal erfolgt. Wichtig ist, daß diese 
Aufgabe fest in die Leitungstätigkeit des Kreisstaatsan­
walts eingeordnet ist, um eine systematische und zielge­
richtete Arbeit in dieser Hinsicht zu gewährleisten.
Das konkrete Zusammenwirken mit dem Untersuchungs­
organ ist unter Berücksichtigung der jeweils anhängigen 
Ermittlungsverfahren und Größe des Kreises unterschied­
lich gestaltet. Bei Verfahren, in denen die Ermittlungen 
unter besonderer Anleitung und Kontrolle des Staatsan­
walts durchgeführt werden, nimmt der Staatsanwalt auf 
die Aufklärung der möglichen Ursachen und begünstigen­
den Bedingungen direkt Einfluß, gestaltet diese Anleitung 
kontrollfähig und entscheidet zumeist selbst, ob das Unter­
suchungsorgan oder er Maßnahmen zur Beseitigung der 
Ursachen und Bedingungen der Straftat einleitet.
In zunehmendem Maße wird die Arbeit am Tatort auch 
unter dem Aspekt der Beseitigung der unmittelbaren Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen der Straftaten 
durch^eführt. Beweiserhebliche Fakten in dieser Hinsicht 
werden möglichst umfassend gesichert. Das erfolgt zumeist

durch Fotodokumentationen (z. B. über die Nichtgewähr­
leistung der äußeren Sicherheit, mangelhafte Materiallage­
rung usw.). Es hat sich bewährt, den entsprechenden Auf­
sichtsakten solche Unterlagen beizufügen. Sie tragen zur 
Konkretheit der Aufsichtsmaßnahmen bei und unterstüt­
zen das Bestreben der jeweiligen Leiter und Arbeitskol­
lektive, ihre Rechtspflichten konsequent einzuhalten.
Bei der Vorbereitung besonders bedeutsamer Aufsichts­
akte werden über die im Zusammenhang mit der Straftat 
aufgedeckten Rechtsverletzungen hinaus ggf. auch diesbe­
zügliche Hinweise aus Maßnahmen des Untersuchungs­
organs gemäß § 19 Abs. 1 StPO genutzt, die in der zurück­
liegenden Zeit ergriffen wurden. Der Staatsanwalt der 
Stadt Magdeburg nutzt die Übersicht der Volkspolizei über 
Maßnahmen gemäß § 19 Abs. 1 StPO, auch für seine Öffent­
lichkeitsarbeit.
Insgesamt wurden diese Arbeitsergebnisse erreicht, weil 
auf der Grundlage der genannten Anweisung des General­
staatsanwalts die enge, von der Eigenverantwortung jedes 
Organs durchdrungene und das gemeinsame'Ziel der Kri­
minalitätsvorbeugung betonende Zusammenarbeit zwischen 
Staatsanwalt und Untersuchungsorgan gefördert und ver­
tieft wurden.
JOHANNES PIOFCZYK,
Staatsanwalt des Bezirks Magdeburg

Ermittlung des Nettoeinkommens 
des unterhaltsverpflichteten Elternteils
Das Stadtgericht von Groß-Berlin untersuchte vor einiger 
Zeit, wie in Verfahren zur Unterhaltsabänderung ent­
sprechend dem Anliegen der neuen ZPO jederzeit die 
Übereinstimmung von konzentrierter, zügiger Verfahrens­
durchführung, exakter Ermittlung der veränderten Ein­
kommensverhältnisse des Unterhaltsverpflichteten und 
richtiger rechtlicher Würdigung gewährleistet wird. In der 
Praxis zeigt sich, daß vor allem folgende Maßnahmen zu 
einer höheren Qualität der Verfahren beitragen können:
1. Bescheinigungen über das Einkommen des Unterhalts­
verpflichteten sind bereits in Vorbereitung des Termin zur 
mündlichen Verhandlung von Amts wegen vom Beschäf­
tigungsbetrieb anzufordem (vgl. OG, Urteil vom 19. Juni 
1973 - 1 ZzF 10/73 - NJ 1973 S. 551). Das folgt zum einen 
aus der Pflicht des Gerichts, selbst die erforderlichen Vor­
kehrungen für eine exakte Ermittlung des Einkommens 
des Verpflichteten zu treffen (vgL OG, Urteil vom 17. Sep­
tember 1974 - 1 ZzF 19/74 - NJ 1975 S.28; G. H e j h a l  
in NJ 1975 S. 328). Zum anderen ergibt sich diese Forde­
rung daraus, daß der Vorsitzende mit den entsprechenden 
vorbereitenden Maßnahmen den Abschluß des Verfahrens 
in möglichst einem Termin zu sichern hat (vgl. §§ 2 Abs. 2, 
28, 33 Abs. 3 ZPO). Es darf also nicht dem Unterhaltsver­
pflichteten unter Übersendung eines entsprechenden For­
mulars überlassen bleiben, die Einkommensbescheinigung 
beizubringen, weil das die Bearbeitung der Unterhalts­
rechtsstreitigkeiten, die in der Regel einer schnellen Ent­
scheidung bedürfen, verzögern kann.
2. Um Einkommensbescheinigungen vom Beschäftigungs­
betrieb rechtzeitig anfordem zu können, müssen Rechts­
antragstellen und Rechtsanwälte darauf achten, daß der 
Klageantrag Angaben über die berufliche Tätigkeit und 
die Arbeitsstelle des Verklagten enthält (§ 12 Abs. 2 ZPO). 
Darauf hat C. H ü t t l  in NJ 1976 S. 716 zu Recht auf­
merksam gemacht. Des weiteren sollten im Klageantrag 
die Einkünfte des Unterhaltsberechtigten bzw. die wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Erziehungsberechtigten an­
gegeben werden, weil auch diese Umstände für die Be­
messung des Unterhalts beachtlich sind.
Die Art der beruflichen Tätigkeit des Unterhaltsverpflich­
teten gibt Aufschluß darüber, ob eine Bescheinigung über 
das Einkommen der letzten 6 Monate ausreicht oder ob 
eine solche für die letzten 12 Monate bzw. das letzte Ka­
lenderjahr einzuholen ist. Die Voraussetzungen dafür, auf
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